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Kooperation statt Isolation

Heldin des Widerstands

EU-Außenbeauftragte Mogherini grenzt sich bei Kuba-Besuch von USA ab und setzt 
dafür auf Dialog mit dem sozialistischen Land. Von Volker Hermsdorf

Eine palästinensische Teenagerin ist ein Ikone des Kampfs gegen die israelische Besatzung

Die EU-Außenbeauftragte Fede-
rica Mogherini hat bei ihrem 
gestern beendeten zweitägigen 

Besuch in Kuba den Ausbau der Bezie-
hungen zwischen Brüssel und Havan-
na angekündigt. Zum Auftakt hatte die 
europäische Chefdiplomatin am Mitt-
woch zunächst den unter Donald Trump 
eingeleiteten erneuten Kurswechsel der 
US-Regierung kritisiert. »Manche wol-
len Kuba isolieren. Wir Europäer wol-
len im Gegenteil zeigen, dass wir näher 
denn je bei euch sind«, sagte sie ohne die 
US-Regierung oder Trump namentlich 
zu erwähnen.

Mogherini verurteilte auch die seit 
fast 60 Jahren bestehende Wirtschafts-
blockade Washingtons gegenüber der 
Karibikinsel. »Im Gegensatz zu jenen, 
die Mauern bauen und Türen schließen, 
wollen wir Europäer über Kooperation 
und Dialog Brücken bauen und Pforten 
öffnen«, erklärte sie. Die einzige Folge 
der Blockade bestehe darin, dass sich die 
Lebensqualität der Kubaner verschlech-
tere.

Im Anschluss an ihren Vortrag, den 
sie während eines Zusammentreffens 
mit Studenten, ausländischen Diplo-
maten und Vertretern des kubanischen 
Außenministeriums hielt, besuchte 
Mogherini ein Begegnungszentrum für 
Jugendliche in der Altstadt. Bei einem 
Gespräch mit dem Minister für Außen-
handel und ausländische Investition, 
Rodrigo Malmierca Díaz, ging es dann 
um Möglichkeiten zum Ausbau der wirt-
schaftlichen Kooperation.

Am gestrigen Donnerstag standen 
weitere Gespräche, unter anderem mit 
Außenminister Bruno Rodríguez und 
ein Höflichkeitsbesuch bei Parlaments-
präsident Esteban Lazo auf Mogherinis 
Programm. Wie der Europäische Aus-
wärtige Dienst in einer Presseerklärung 
mitteilte, ging es bei dem Gespräch mit 
Rodríguez vor allem darum, das erste 
Treffen des EU-Kuba-Rates auf Minis-
terebene vorzubereiten. Derartige Rats-
treffen sollen künftig regelmäßig statt-
finden. Bis zum jW-Redaktionsschluss 
war noch unklar, ob es auch zu einem 

erneuten Zusammentreffen mit Präsi-
dent Raúl Castro kommen würde. Der 
kubanische Staatschef hatte Mogherini 
zuletzt im März 2015 empfangen.

Grundlage für das neue Kapitel in 
den Beziehungen ist ein Abkommen 
über politischen Dialog und Zusammen-
arbeit, das nach zweijährigen Verhand-
lungen im November vergangenen Jah-
res zunächst vorläufig in Kraft getreten 
ist. Um rechtlich wirksam zu werden, 
muss der Vertrag noch von den Parla-
menten aller 28 EU-Länder genehmigt 
werden. Dies sei jedoch nur eine Form-
frage, bestätigen EU-Experten.

Mehrere Länder, darunter auch die 
Bundesrepublik Deutschland, haben das 
neue Partnerschaftsabkommen bereits 
ratifiziert. Mit dieser Vereinbarung wur-
de der »Gemeinsame Standpunkt der 
EU« abgelöst, der einen Systemwechsel 

in Kuba zur Voraussetzung für die Nor-
malisierung der Beziehungen gemacht 
hatte und das Verhältnis 20 Jahre lang 
belastete. Das jetzige Rahmenabkom-
men konterkariert dagegen die Kuba-
politik Washingtons.

Während unter US-Präsident Barack 
Obama nach Jahrzehnten der Konfron-
tation wieder diplomatische Beziehun-
gen aufgenommen und einige Sank-
tionen gelockert worden waren, drehte 
sein Nachfolger Donald Trump das Rad 
zurück. Seit November gilt eine An-
ordnung, die Reisen von US-Bürgern 
nach Kuba wieder einschränkt und es 
US-Firmen untersagt, mit Betrieben zu 
verhandeln, die zu einer Holding des 
kubanischen Verteidigungs- oder Innen-
ministeriums gehören.

Wie erwartet worden war, sprach 
Mogherini während ihres Kuba-Aufent-

haltes auch »unterschiedliche Positio-
nen bei den Vorstellungen über Men-
schenrechte« an. Sie lobte dabei den 
begonnenen Dialog, der es ermöglicht 
habe, das Thema sowohl in Europa als 
auch in Kuba offen zu besprechen.

Während die EU Havanna vor allem 
Defizite bei politischen Menschenrech-
ten wie Presse-, Rede- und Versamm-
lungsfreiheit unterstellt, wollen die Ku-
baner die Verwirklichung von sozialen 
Menschenrechten stärker in den Vorder-
grund stellen. Dazu gehören unter an-
derem das Recht auf Bildung, Gesund-
heitsversorgung, Schutz vor Diskrimi-
nierung, die Möglichkeit zur Teilhabe 
am sozialen Leben und die gleiche Be-
zahlung von Frauen und Männern in der 
Arbeitswelt. In diesen Punkten, unter-
streicht Havanna, könnten die Europäer 
den Kubanern keine Lektionen erteilen.

Ahed Al-Tamimi ist ein arabi-
scher Internetstar. Millionen 
Nutzer schauen sich auf You-

tube ihre Videos an. Die Palästinen-
serin ist populär, weil sie israelische 
Soldaten anbrüllt, schubst und tritt. Am 
19. Dezember war sie zum letzten Mal 
im Einsatz. Sie zeigte einem Soldaten 
die Faust, beleidigte ihn und verpasste 
ihm eine Ohrfeige. Die Soldaten re-
agierten nicht, aber am nächsten Tag 
wurde Ahed verhaftet und sitzt seitdem 
in Untersuchungshaft.

Am Montag veröffentlichte die israe-
lische Staatsanwaltschaft die Anklage-
schrift. Der 16jährigen werden ganze 
zwölf Vergehen vorgeworfen, die teil-
weise bereits länger zurückliegen, wie 
die palästinensische Nachrichtenagen-
tur Ma’an Dienstag berichtete. So soll 
die junge Frau mehrfach Steine auf Sol-
daten geworfen und Gefangene befreit 
haben. Ihr droht jahrelange Haft.

Die arabischen Medien berichten 
ausführlich über den Fall. Kinder, die 
sich gegen die Besatzungstruppen weh-

ren, machen Quote, weil das die er-
wachsenen Zuschauer besonders rührt. 
Seit ihrer Verhaftung ist Ahed nun erst 
recht eine Volksheldin. »Palästinensi-
sche Teenager sehen die Fotos und den-
ken: Ich will so sein wie sie«, schrieb 
der bekannte Friedensaktivist Uri Av-
nery am Dienstag in einem Kommentar 
für die israelische Tageszeitung Haar-
etz. »Jeanne d’Arc« nennt er sie.

Ahed ist inzwischen ein Profi. Schon 
als Elfjährige ging sie unerschrocken 
auf Soldaten los. Von einem kleinen 
Mädchen angegriffen zu werden, berei-
tete den Israelis sichtbar Kopfschmer-
zen. Auf den Videos ist die Überra-
schung in ihren verdutzten Gesichtern 
zu sehen. Manche grinsen verlegen. Ein 
Ziel ist damit schon erreicht: Die Besat-
zungsarmee wird vorgeführt.

Millionenfach sind die Filmchen 
mit ihr in den vergangenen fünf Jah-
ren im Internet angeklickt worden. In 
der arabischen Welt ist Ahed eine Be-
rühmtheit, die schon in TV-Sendun-
gen zu Gast war. Der palästinensische 

Präsident Mahmud Abbas hat sich mit 
ihr getroffen, und auch der türkische 
Staatschef Recep Tayyip Erdogan woll-
te unbedingt mit Ahed aufs Bild.

Der Vater setzt große Hoffnungen 
in seine Tochter: »Sie ist eine Frei-
heitskämpferin, die in den kommen-
den Jahren den Widerstand gegen die 
israelische Herrschaft anführen wird«, 
zitiert ihn am Sonntag Haaretz. Laut 
der Palestinian Prisoner’s Society sind 
bis zum 19. Dezember 138 Minderjähri-
ge verhaftet worden, seit US-Präsident 
Donald Trump am 6. Dezember Je-
rusalem als israelische Hauptstadt an-
erkannt hat, meldete Ma’an.

Die Al-Tamimis sind Bauern, die im 
Westjordanland in dem kleinen Dorf 
Nabi Saleh leben. Die Bewohner pro-
testieren jeden Freitag gegen die ille-
gale zionistische Siedlung Halamisch, 
die in unmittelbarer Nähe liegt. Immer 
wieder werden sie deswegen von der 
israelischen Armee attackiert.

Ein Großteil der Familie Tamimi ist 
im Widerstand gegen die israelische 

Besatzung aktiv, wie Ma’an berichtet. 
Aheds Bruder saß ebenfalls schon im 
israelischen Gefängnis. Am vergan-
genen Donnerstag wurde ein anderer 
Verwandter während einer Solidari-
tätsdemonstration verhaftet. Am Mitt-
woch erschoss die israelische Armee 
unter noch ungeklärten Umständen den 
17jährigen Musab Firas Al-Tamimi, der 
laut Al-Dschasira auch zu Aheds erwei-
terter Familie gehört.

Die Angriffe sind keineswegs spon-
tan, sondern eine inszenierte Provoka-
tion. Oft sind Reporter und Fotografen 
zugegen, wenn Ahed die israelischen 
Soldaten als »Hunde«, »Naziterroris-
ten« oder »Mörder« beschimpft. Wer 
will, kann das Mädchen live im Internet 
verfolgen: Mutter Nariman ist mit der 
Kamera dabei und streamt die Bilder 
direkt im Internet. Sie wird nun wegen 
Aufhetzung zur Gewalt angeklagt, weil 
sie online Angriffe bejubelt habe, wie 
den gegen eine israelische Polizistin am 
Damaskus-Tor in Jerusalem im vergan-
genen Juni.� Gerrit Hoekman

Im Dialog mit der kubanischen Jugend: Federica Mogherini am Mittwoch in einem Begegnungszentrum in Havanna
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Putschversuch in 
Äquatorialguinea
Malabo. Im zentralafrikanischen 
Äquatorialguinea ist nach An-
gaben der Staatsführung ein 
Putsch gegen den seit Jahrzehn-
ten herrschenden Staatschef 
Teodoro Obiang Nguema nieder-
geschlagen worden. Sicherheits-
minister Nicolas Obama Nchama 
erklärte am Mittwoch in einer 
Radioansprache, ausländische 
Söldner seien in mehrere Städte 
des Landes eingesickert, »um 
den Staatschef anzugreifen«. Die 
Legionäre seien aus dem Sudan, 
dem Tschad und der Zentralafri-
kanischen Republik gekommen 
und von »radikalen Oppositions-
parteien« angeheuert worden. 
Der Putschversuch sei mit Hilfe 
der Sicherheitsdienste aus dem 
Nachbarland Kamerun abgewehrt 
worden. Das staatliche Fernsehen 
berichtete von Gefechten, bei 
denen ein Söldner getötet und 
weitere vertrieben worden seien. 
� (AFP/jW)

Türkischer Banker in USA 
schuldig gesprochen
New York. In den USA ist ein 
türkischer Banker wegen Bei-
hilfe zur Umgehung der von 
Washington gegen den Iran ver-
hängten Sanktionen schuldig 
gesprochen worden. Die Jury in 
dem New Yorker Bundesgericht 
befand am Mittwoch (Orts-
zeit), Mehmet Hakan Atilla, 
Manager bei der staatseigenen 
türkischen Halkbank, sei in 
fünf von sechs Anklagepunkten 
überführt, darunter Banken-
betrug und Verschwörung. Die 
Staatsanwaltschaft hatte Atilla 
vorgeworfen, zusammen mit 
dem Goldhändler Reza Zarrab 
dem Iran dabei geholfen zu ha-
ben, das Embargo zu umgehen. 
Während des Prozesses hatte 
Zarrab ausgesagt, dass türki-
sche Regierungsvertreter be-
stochen worden seien und dass 
der türkische Präsident Recep 
Tayyip Erdogan dem Komplott 
zugestimmt habe. � (Reuters/jW)

US-Botschafterin  
lädt Vasallen ein

New York. Die UN-Botschafte-
rin der USA, Nimrata »Nikki« 
Haley, hat einen Empfang 
für Vertreter jener Staaten 
gegeben, die die Vereinigten 
Staaten der Entscheidung zur 
Anerkennung Jerusalems als 
Hauptstadt Israels unterstützt 
haben. Die UN-Vollversamm-
lung hatte die entsprechende 
Anordnung von US-Präsident 
Donald Trump am 21. Dezem-
ber mit großer Mehrheit zu-
rückgewiesen. Einige Länder 
wie das mittelamerikanische 
Guatemala schlossen sich 
hingegen den USA und Israel 
an. Zu Weihnachten kündigte 
Guatemalas Präsident James 
Morales an, auch sein Land 
werde seine Botschaft in Israel 
von Tel Aviv nach Jerusalem 
verlegen. � (dpa/jW)
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